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Verfaſſungs⸗ Urtunde; 13

§. 51 . Es beſteht ein ſtaͤndiſcher Ausſchuß aus dem

Praͤſidenten der letzten Sitzung und drey andern

Mitgliedern der ften und : feh Mitgliedern der

2ten Sammet; deffen Wirkſamkeit auf den nament⸗

llich in dieſer Urkunde ausgedruckten Fall oder auf

die von dem letzten Landtagmit Genehmigung des

Großherzogs an ihn geriefengp eaeoe be⸗

ſchraͤnkt ift.
Diefer Ausſchuß wird vor an Schluſſe des

Landtags, auch bey jeder Vertagung deſſelben, in

beiden Kammern durch relative Stimmenmehr⸗

heit gewaͤhlt . Jede Aufloͤſung des Landtags zieht

auch die Aufloͤſung des „ wenn gleich ſchon gewaͤhl⸗
;

ten, Ausſchuſſes nad fih.
z !

9. 52 . Die Kammern koͤnnen fid weder eigenmådhtiĝ :

verſammeln , noch nach⸗ erfolgter Auflöſungoder
Vertagung beyſammen bleiben und berathſchlagen.
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Birtfamteit ber Stände⸗
Fo e 53. Ohne Zuſtimmungder Stäͤndekann uu Auf⸗

looo oy ausgeſchrieben und erhoben, werden . j

| Š > Dhe Das Auflagen⸗ Geſet wird vinder Regel für -

i zwey Jahre
groeten, ii Auflagen ——



9. 50.
das StaatsBudget und eine detaillirte Ueberſicht

uͤber die Verwendung der verwilligten Gelder von

Verfaſſungs⸗Urkunde .

mit denen auf längere Zeit abgeſchloſſene Ber -

traäͤge in unmittelbarer Verbindung ſtehen , koͤnnen

vor Ablauf des betreffenden Contractes nicht ab⸗

geaͤndert werden .

Mit dem Entwurf des E Geht wird

Eden fruͤhern Etats Jahren uͤbergeben .
Cè darf darin kein Poſten fuͤr geheime Ausgaben
vorkommen , wofuͤrnicht eine ſchriftliche, von einem

Mitglied des StaatsMiniſteriums contraſignirte,
Verſicherung des Großherzogs beygebracht wird,
daß die Summe zum wahren Beſten des Landes
verwendet worden fey , oder verwendet werden ſolle.

A 56. Die Stånde köͤnnen die Bewilligung der Steuern
2 nicht an Bedingungen knuͤpfen.

85 Ohne Zuſtimmung der Stände kann kein An⸗

lehn guͤltig gemacht werden. Ausgenommen ſind

die Anlehen , wodurch etatsmaͤßige Einnahmen zu

etatsmaͤßigen Ausgaben nur anticipirt werden , ſo

wie die Geldaufnahmen der Amortiſationskaſſe e , zu

denen ſie , vermoͤge ihres ees
er⸗

wächtigt iſt .

Fuͤr Faͤlle eines außerordentlichen unvorherge⸗
fehenen dringendenStaatsbedurfniſſes, deſſen Be⸗

trag mit den Koſten einer außerordentlichen
Ver⸗

—



Verfaſſungs⸗ urtunde . 15

ſammlung der Staͤnde nicht im Berhältniß ſteht
und wozu das Credit Votum der Staͤnde nicht reicht ,

iſt die Zuſtimmung der Mehrheit des Ausſchuſſes

hinreichend , eine Geld Aufnahme gültig zu machen .

Dem naͤchſten Landtag werden die gepflogenen Ver⸗

handlungenvorgelegt .
s. 58. Cs darf keine Domaine obne pifiaimlinh der

Staͤnde veräuſſekt werden . Ausgenommen ſind die

zu Schuldentilgungen bereits beſchloſſenen Veraͤu⸗

ſerungen , Abloſungen von Lehen , Erbbeſtänden,
Gülten, Zinnſen, Frohndienſten , Verkaͤufe von

zentbehrlichen Gebäuden, von Guͤtern und Gefällen,
die in benachbarten Staaten gelegen ſind , und

alle Veräußerungen, die aus Staatswirthſchaft⸗
lichen Pareden zur Befoͤrderung der Landes⸗

Cultur oder zur Aufhebung einer nachtheiligen
eigenen Verwaltung geſchehen. Der Erloͤs muß

aber zu neuen Erwerbungen verwendet oder der

e Schuldentilgungs⸗ Caffe zur Wazinſans ihergi-
ben werden .

Ausgenommenſind did Taͤuſche und Berini
rungen zum Zweck der Beendigung eines , uͤber

Eigenthums⸗= oder Dienſtbarkeits⸗ Verhaͤltniſſe an⸗
haͤngigen , Rechtsſtreits; ferner die Wiederberge⸗
bung heimgefallener Thron⸗ Ritter⸗ und Kam⸗
merlehn während der Zeit der Regierung des Res

; E ; dem fiè By heimgefallen ſind .
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` 16 Verfaſſungs⸗Urkunde .

Da durch dieſen und den §. 57 . der Zweck der

pragmatiſchen Sanction uͤher Staats ſchulden und

Staatsveraͤuſſerungen vom kten October 1806 und

vom 1gten November 1808 vollſtaͤndig erreicht iſt ,

ſo hoͤrt die Verbindlichkeit derſelben mit dem Tage

auf , wo die Landſtaͤndiſche Verfaßfſung in Wirkſam⸗
keit getreten ſeyn wird .

59 Ohngeachtet die Domainen nach allgemein an⸗

erkannten Grundſaͤtzen des Staats⸗ und Fürſten⸗
rechts unſtreitigesPatrimonialéigenthum des Ne-

genten und feiner Familie find , und Wit ſie auch
in

dieſer Eigenſchaft , vermoͤge obhabender Pflich⸗

ten als Haupt der Familie , hiermit ausdrücklich
beſtaͤtigen , ſo wollen Wir dennoch den Ertrag

derſelben, außer Der darauf radicitten Eivilliſt
und auſſer andern darauf haftendenLaſten, ſolang
als Wir Uns nicht durch Herſtellung det Finanzen

$ :

i
in dem Stand befinden werden , unete Untertha⸗
nen nach Unſerm innigſten Wunſche zu erleich⸗

D oi en , = der ans der Kwe
belaſſen. e aan

a 5

Die Civillite Tm opne alem der

Eunnd nicht erhöhet und, ohne Bewilligung Des

Großherzogs, niemals gemindert werden .

È 60. Beter die Finanzen betreffende Geſetzes⸗+ Gnt -

a wurf ocht necit, an die zweiteSonner und kann
a SR D nur

t



Verfaſſungs⸗ Urkunde 17

nur dann , wenn er von dieſer angenommen wor⸗

| den, vor die erſte Kammer zur Abſtimmung uͤber

N Annahme oder Nicht⸗ Ungahme im
3”

anapa ohne

| alle Abänderunggebracht werden : l

| i F Tritt die Mehrheit der erſten Kammer dem Be⸗

|
|

i ſchluß der zweiten nicht bey ſo werden, die beja⸗

penden, und verneinendenStimmen beyderKam⸗

mern zuſammen gezäͤhlt und nach ber ab ſoluten

Mehrheit ſaͤmmtlicher Stimmen der Stände⸗
gezogen . E e

‘eGi Die alten ma nicht unia Abgben dürfen
ti

zevoch arienider Wawilignneeit gi GechsMo⸗

ĝi “ yii

fommi aufortòfet witt fbear ik ai
u Stande kommt , oder wenn ſh,die fnidnF gonta , verzoͤgern. E a

.65 Bey Rüſtungen, zzu deinem ui oar
der Dauer eines Kriegs kann der Großherzog , zur

ſchleunigen und wirkſamen⸗ „Erfüllung ſeiner Bun⸗

despflichten , auch vor eingeholter Zuſtimmung

sagh Der, Staͤnde, gultige Staatsanlehnmachen oder
Kriegsſteuern ausſchreiben . Fuͤr dieſen Fall wird

den Staͤnden eine naͤhere Einſicht und Mitwirkung

otea inder Verwaltung
i

in der Art eingeråymty v ;ai ,T

1 ) Daß der alsdann zuſammenzu berufende Aus⸗

ſchuß zwey Mitglieder ane oiec Minifterie nder

kandlt Verfaſſ . B

S X 3 A



—— a E AEE m MSERLEFE e a

t

ge o Betfaffings r„ Urkunde .

a

s
ginang und des Kriegs und einen Comniſfsie

⁰ zur Kriegs⸗Caſſe abordnen darf , um dakauf zu

Co waden daß die zu Kriegszwecken erhobetlen Gel⸗

der auch wirklich und ausſchleßlic zu dieſem Swecke
i

verwendet werden, und daß berſelbe⸗ 159

3r

e 3 zu der jeweils , wegen Ktiegspräſtationtnlaller
Art aufzuſtellenden Ktiehs⸗Ebmmiſſionl . eben ſo

viele Witglieder abzugeben hat, "als der Gtoßher⸗
zog K ohne ben Borſtand zu rechnen zut Leitung

des Marſch⸗ Verpflegungs⸗ und Liefetungs“ We⸗

ernennt . Auch ſoll der walusſthuß Has Rehe

haben , zu gleichem Zweck ? einer jeden (Provin⸗
aus

om:o der in dem
praning.

§. 64. Kein Geſetz , das A er⸗

duegönzt,,erläutött oder abaͤndort ndarf ohne Zuſtim⸗

H mung einer Mehrheit vòn Stel der anweſenden
Zunt Ständehlisdet eider:Pn beyden ge⸗

ngeben : Cwerbdndini GUN. KRUTOG

8 65. “gu ‘attek oak die Ftehheit Saa o oder

das Eigenthum der Staatsangehörizen betreffenden

ülgeiteinen neuen Landesgeſetzen oder zur Abäͤnde⸗
rung der Sauthentiſchen Erklaͤtüng der ! befte `

—
henden , ift die Zuſtimmung ' der abſoluten Mehr⸗

RIS tya einer jeve der beiden Kammern e TONNj S A { fi: iais ?

P MERT OOOI T Aa g



Verfaſſungs⸗ Aiknüden ioe.

§, 66. Der Großherzogbeſtktigt und piomulgirt die
Geſetze, erlaͤßt die zu deren Vollzug und Handha⸗

bung erforderlichen—-
pie gus, dem Aufſfichts und

Verwaltüngs⸗⸗Recht ,abfließhenden, und alle fuͤr
die Sicherheit des Stagte, nochfgen Verfügupgen,

Akaa SS
i Reglements und⸗allgemeinenVerordnungent , Er

n erlößt, auch ſolche, ihren gtp, nach, zwar , zur
fißhiſchen, Berathunggeeigngete , aber duych, das

Staafswohl dringend gehptene Verordnungen, de⸗
ren voruͤbergehender Zweck durch jede Velzägerung

EERE wirde, 2ta Si YY,DOIE yda gassa opinn
i

OE i ngas ers

bT Bien Atah , habenas : Recht 7 Werſtl⸗
alung/gund⸗ Beſchwerde ; Verordnungen, ſuworinnen
Beſtimmungen eingefloſſen, wodurch⸗ fieh Zu⸗
ſtimmungsrecht fuͤr gekraͤnkt erachten , ſollen auf

ihre erhobene gegruͤndeteBeſchwerde fogtai aufer
Wirkſamkeitgeſetzt⸗werden. Sie können den

orHeriog unter „Angabe, der Grinde um ten, 2oſchlag eieinesGeſehes bitten, ‘Gie habendas r a
Mißbräuche in der Verwaltung, die zu ihrer

Kenntniß⸗ gelangen pi Daer Regierung anzuzelgen⸗
Sie , haben⸗das Recht Miniſter und die⸗Witglie⸗

der der oberſten Stagts behörden wegen⸗ Verlegung
der Safiſins ober kar perfaſſungs mößiger

Cin seagi, Ge⸗NIRE

Sa
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20: Verfaffungs Urkunde .

dung , dieurtheilende Soen no, die Procdur
beſtimmen .

i

Beſchwerden einzelnet Staatsbürget über Kraͤn⸗

| i in ihren verfaſſungs maͤßigen Gerechtſamen
können von den Kammern nicht anders als ſchrift⸗

lich und nur dann angenommen werden y wenn

der Beſchwerdeführer nachweißt , daß er ſich ver⸗

gebens an die geeigneten Landesſtellen und zuletzt

an das Staats⸗Wähkün um
i Keyif: groei

det hat. E

Keine Vorſtellung , Beſchwerde ader Anklage
fann an den Großherzog gebrachtwerden , ohne

Zuſtimmung der Ao
einer jeden der n

Sammen , i

ANUE Aa KT URGA on

sa p
č — f: —h t V . í i 4

Eroffnungd der
r

Ständiſchen Sitzungen,
FSormen der a a :

5: 68 Sow Landtag wibiin aai fuͤr dieſen gr ver⸗

einigten Kammern, vom Großherzog in Perſon ,

oder von einem von Ihm ernannten" Eonmiſſr
raiet und geſchloſſen

KETT

È ka Sämmtliche neu eintretende Mitglieder ſchwö⸗
ren bey nna, des Landtahs folgenden
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